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. Vortrag der Referentin

E Stadtratsmitglieder Alexander Reissl, Heide Rieke, Christian Muller und die ehem.
adtratsmitglieder Christian Amlong und Beatrix Zurek haben am 26.11.2015 den

anliegenden Antrag Nr. 14-20 / A 01564 (Anlage 1) gestellt.

E Stadtratsmitglieder Hans Podiuk, Walter Zéller, Michael Kuffer, Johann Stadler, Heike
amz, Thomas Schmid und der ehem. Stadtrat Max Straf3er, haben am 01.02.2016 die

anliegenden Antrage Nr. 14-20 / A 01757 (Anlage 2) und 14-20 / A 01758 (Anlage 3)

gestellt.EI

Die Antrage beinhalten die Forderungen,

- musterhaft in einem der ndchsten Bebauungsplane im Bereich des Geschoss-
wohnungsbaus eine héhere Bebauungsdichte zu realisieren (Antrag Nr. 14-20/ A
01564),

- zu prifen, an welchen Stellen mit einer bereits vorhandenen 4- oder 5-geschossigen
Blockrandbebauung eine Baurechtsschaffung fir 2 weitere Geschosse mdglich wéare
(Antrag Nr. 14-20 / A 01757)

und

- zu prifen, wo im Umgriff von U-Bahnhéfen und S-Bahnhofen bestehende Gebaude
um 2 bzw. 3 Geschosse aufgestockt werden kénnten (Antrag Nr. 14-20 / A 01758).

Alle Antrage haben den gemeinsamen Hintergrund, durch eine dichtere
Grundsticksnutzung mdaglichst viel zusatzlichen Wohnraum zu schaffen.

Auf Grund des sachlichen Zusammenhanges der Antrdge werden sie gemeinsam in
dieser Vorlage behandelt.

Zustandig fur die Entscheidung ist der Ausschuss fir Stadtplanung und Bauordnung ge-
maf 8§ 7 Abs. 1 Ziffer 11 der Geschaftsordnung des Stadtrats der Landeshauptstadt
Minchen (GeschO), da die Angelegenheit nicht auf einen bestimmten Stadtbezirk
begrenzt ist.

Das Referat fur Stadtplanung und Bauordnung nimmt zu den Antragen inhaltlich wie folgt
Stellung:

Das Referat fir Stadtplanung und Bauordnung greift auch bisher schon séamtliche Mdg-
lichkeiten auf, an geeigneten Standorten zusatzlichen Wohnraum mit maximalen
Bebauungsdichten (unter den gegebenen rechtlichen Bedingungen) zu schaffen. Das Ver-
waltungshandeln und die Praxis des Referates flr Stadtplanung und Bauordnung ist also
bereits heute darauf ausgerichtet, dem Anliegen der vorgenannten Antrage Rechnung zu
tragen. Es wird auf Grund der vorstehenden Antrédge und den nachfolgenden Aus-
fuhrungen den bereits seit geraumer Zeit eingeschlagenen Weg fortfiihren und sich
darlber hinaus noch intensiver mit der kiinftigen baulichen Dichte fir Wohnnutzung im
Rahmen der Bauleitplanung befassen.

Im Gesetz zur Umsetzung der Richtlinie 2014/52/EU im Stadtebaurecht und zur Starkung
des neuen Zusammenlebens in der Stadt (,Bauplanungsrechtsnovelle 2017"), das am
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13.05.2017 in Kraft getreten ist, ist u. a. in der Baunutzungsverordnung (BauNVO) eine
neue Baugebietskategorie ,Urbane Gebiete" eingefiihrt worden, deren Zweckbestimmung
eine Nutzungsmischung vorsieht. ,Urbane Gebiete” sollen dem Wohnen und der
Unterbringung von Gewerbebetrieben sowie sozialen, kulturellen und anderen
Einrichtungen dienen, soweit diese Betriebe und Einrichtungen die Wohnnutzung nicht
wesentlich stéren. Fiur diese Gebiete ist in § 17 Abs. 1 BauNVO als Obergrenze des
Maf3es der baulichen Nutzung eine Grundflachenzahl (GRZ) von 0,8 und eine
Geschossflachenzahl (GFZ) von 3,0 festgelegt worden. Der Anwendungsbereich ist auf
Bebauungspléane beschrankt;

§ 34 Abs. 2 des Baugesetzbuches (BauGB) findet auf diese Baugebiete keine
Anwendung.

Ausweislich der Begriindung des Gesetzentwurfes soll auf Grund der
Nachhaltigkeitsstrategie der Bundesregierung die Flacheninanspruchnahme reduziert
werden und die Innenentwicklung gegenuber der Inanspruchnahme von bisher
unbebauten Flachen gestarkt werden. Bei einer Nutzungsdichte von GFZ 3,0 wird aber
der Sicherstellung der allgemeinen Anforderungen an gesunde Wohn- und
Arbeitsverhaltnisse besonderes Augenmerk zu widmen sein.

Die ,Baurechtsnovelle 2017 bietet somit voraussichtlich neue Moglichkeiten bei
Neuplanung und bei Nachverdichtung durch Anderung von Bebauungsplénen, die im
Grunde die Intentionen der gegenstandlichen Antrage, namlich durch eine dichtere
Grundsttcksnutzung mdglichst viel zusatzlichen Wohnraum zu schaffen, aufgreifen.

1. Antrag Nr. 14-20 / A 01564

Im Hinblick auf die derzeitig einschlégigen rechtlichen Vorschriften, die zur Bestimmung
der maximal zulassigen Bebauungsdichte von Relevanz sind, ist insbesondere auf § 17
Abs. 1 Baunutzungsverordnung (BauNVO) zu verweisen. Dieser legt als Obergrenze des
Males der Nutzung fur reine und allgemeine Wohngebiete eine Geschossflachenzahl
(GFZ) von 1,2 fest. Die Obergrenze kann aus stadtebaulichen Griinden Uberschritten
werden, wenn die Uberschreitung durch Umstande ausgeglichen ist oder durch
MaRnahmen ausgeglichen wird, durch die sichergestellt ist, dass die allgemeinen
Anforderungen an gesunde Wohn- und Arbeitsverhaltnisse nicht beeintrachtigt werden
und nachteilige Auswirkungen auf die Umwelt vermieden werden. In den Begriindungen
der Bebauungsplane sind sowohl die spezifischen stadtebaulichen Griinde fur die
Uberschreitungen sowie die hierfur erforderlichen Ausgleichsumsténde und -manahmen
— konkret auf den jeweiligen Einzelfall bezogen — aufzufiihren.

Uberschreitungen der Obergrenzen des § 17 Abs. 1 BauNVO bediirfen spezifischer
stadtebaulicher Griinde. Sie missen sich im Verhéltnis zum Grundfall des § 17 Abs. 1
BauNVO als solche stadtebauliche Griinde herausstellen, die die Uberschreitung im
jeweiligen Einzelfall begriinden. Die Griinde miissen sich aus den stadtebaulichen Zielen,
die mit dem jeweiligen Bebauungsplan verfolgt werden, und den 6rtlichen Gegebenheiten
ergeben. Es kommt also wesentlich auf das planerische Konzept an, das der Planung zu
Grunde liegt, und auf die jeweilige stadtebauliche Situation und ihre Besonderheiten, die
das planerische Konzept aufgreift.

Uberschreitungsmaoglichkeiten der Obergrenzen des § 17 Abs. 1 BauNVO finden ihre
Grenzen dann, wenn das tberhdhte Mald der baulichen Nutzung die Gefahr



Seite 4

stadtebaulicher Missstande in sich tragt oder zu negativ zu beurteilenden stadtebaulichen
Zustanden beitragt. Insbesondere diirfen die Uberschreitungen nicht dazu filhren, dass
die allgemeinen Anforderungen an gesunde Wohn- und Arbeitsverhaltnisse, eine
ausreichende Belichtung und Besonnung, eine notwendige Freiflichenausstattung sowie
die Bediirfnisse des Verkehrs nicht mehr eingehalten sind.

In nahezu jedem neueren Bebauungsplan der Landeshauptstadt Miinchen fur die
Schaffung von Wohnraum werden die Obergrenzen des § 17 Abs. 1 BauNVO zum Tell
deutlich Uberschritten und héhere Nutzungsmalle fur Wohnen festgesetzt. So weisen zum
Beispiel die Bebauungsplane mit Griinordnung

- Nr. 2058a ,Paul-Gerhard-Allee” Geschaossflachenzahlen von 0,8 bis 2,4 (im Mittel 1,6),

- Nr. 2068 ,Siedlungsschwerpunkt Freiham Nord“ Geschossflachenzahlen von 0,57 bis
2,99 (mit Option/Auftrag einer weiteren baulichen Verdichtung gem. Beschlussfassung/
Satzungsbeschluss vom 07.10.2015; Sitzungsvorlagen Nr. 14-20/V 04016),

- Nr. 2072a ,EON" Geschossflachenzahlen von 2,28 bis 2,39,

- Nr. 2076 ,Paulaner* Geschossflachenzahlen von 1,9 bis 2,6, in Einzelbereichen bis 3,2
(im Mittel 2,3) und

- Nr. 2115 ,Elisabethplatz“ (zur Zeit in Aufstellung) eine Geschossflachenzahl von rund 2,7

auf. Somit wurden bereits in jungster Vergangenheit und werden auch aktuell deutlich ho-

here Nutzungsmalf3e in Bebauungsplanen fir Wohnnutzungen festgesetzt. Die
erforderlichen Griin- und Freiflachen sind sowohl in den o. g. Beispielsfallen
nachgewiesen und werden auch im Rahmen samtlicher Bebauungsplanverfahren stets
beachtet.

Am Beispiel der Planungen zur ,Bayernkasere” zeigt sich aktuell, wie in laufenden Ver-
fahren durch dichte Grundstiicksnutzungen zusétzlich Wohnraum geschaffen wird.

Zur ,Bayernkaserne” wurde dem Stadtrat im Juli 2015 das Ergebnis des VOF-Verfahrens
Bayernkaserne einschlie3lich des Wettbewerbs (Beschluss der Vollversammlung des
Stadtrates vom 29.07.2015; Stadtebauliche Entwicklungsmafinahme Bayernkaserne ..... :
Sitzungsvorlagen Nr. 14-20 / V 02994) vorgestellt. Die baulichen Dichten sollten bei dieser
Siedlungsmal3nahme im oberen Bereich des stadtebaulich Vertretbaren liegen. Auf der
Grundlage des Preistragerentwurfes wurde ein Masterplan erstellt, der nun dem
Bebauungsplanverfahren zu Grunde liegt.

Ausgehend von urspriinglich vorgesehenen 3.500 Wohneinheiten wurde im
Wettbewerbsverfahren eine Vertraglichkeit von 5.000 Wohneinheiten untersucht. Das
Wettbewerbsergebnis stellte 4.000 Wohneinheiten (ohne den dstlich angrenzenden
Bereich) als stadtebaulich vertretbar und vertraglich fest. Nunmehr sind dem
Bebauungsplanverfahren fur die ,Bayernkaserne” einschlie3lich des direkt dstlich
angrenzenden Bereiches 5.000 Wohneinheiten zu Grunde gelegt. Eine eventuelle
punktuelle bauliche Verdichtung fir Wohnen wird im Laufe des Verfahrens zudem geprift.

Das Referat fir Stadtplanung und Bauordnung wird den Antrag Nr. 14-20 / A 01564
grundsatzlich zum Anlass nehmen, sich im Rahmen anstehender
Bebauungsplanverfahren weiter intensiv mit der kiinftigen baulichen Dichte zu befassen.
Die durch die neue Baugebietskategorie ,Urbane Gebiete (MU)“ geschaffenen
Maoglichkeiten werden dabei miteinbezogen.
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2. Antrag Nr. 14-20 / A 01757

Dieser Antrag sowie der nachstehende Antrag Nr. 14-20 / A 01758 (siehe folgende Ziffer 3
im Vortrag) setzen einen vorhandenen Gebaudebestand voraus. Eine vier- bis
finfgeschossige Blockrandbebauung findet sich flachendeckend in weiten Teilen des
Stadtgebietes, insbesondere in der Innenstadt und in den Innenstadtrandbereichen. Eine
abstrakte Uberpriifung des gesamten Stadtgebietes entsprechend der Ausgangslage des
gegensténdlichen Antrages ist in Anbetracht des erheblichen Ermittlungs- und
Prufaufwandes nicht zielfihrend, solange dem kein konkreter Bauwille und eine
Bauabsicht gegeniber steht.

Dem Stadtrat wurde zuletzt in der Vollversammlung am 20.07.2016 im Rahmen der Be-
schlussvorlage zur ,PERSPEKTIVE MUNCHEN Langfristige Siedlungsentwicklung*
(Sitzungsvorlagen Nr. 14-20 / V 06054) Uber Verdichtungspotenziale und damit einher-
gehende Strategien berichtet. Im Kapitel ,Statusbericht 2015 wurde dabei auch die
Umsetzung von LaSie-Strategien u. a. fir den Gebietstyp 3 — Blockrandbebauung in der
Innenstadt thematisiert.

Stadtische Wohnungsbaugesellschaften prufen bereits Mdglichkeiten von
Gebaudeaufstockungen und greifen diese an geeigneten Stellen auf. Beispielhaft seien
hier die Siedlung Sendling-Westpark (Hinterbarenbadstral3e, Rattenberger Stralle,
Alpspitzstral3e), das Geviert Lilienstral3e/Schweigerstrae/Zeppelinstral3e und die
Wohnanlage an der Fihrich-/RupertigaustraRe genannt. Diese Aufstellung konnte noch
durch weitere zahlreiche Einzelvorhaben stadtischer Wohnungsbaugesellschaften erganzt
werden.

Die zusatzliche Schaffung von Wohnraum durch Aufstockungen im Gebaudebestand ist
im Geltungsbereich von Bebauungsplanen in vielen Fallen durch Befreiungen von den
Festsetzungen eines Bebauungsplanes moglich, sofern der Bebauungsplan selbst die fir
moglich und winschenswert erachtete Hohenentwicklung nicht bereits vorsieht. Allerdings
sind der Gewéhrung von Befreiungen Grenzen gesetzt. Befreiungen dirfen die
Grundziige der Planung nicht beriihren und miissen mit den nachbarlichen Interessen
und o6ffentlichen Belangen vereinbar sein. Weitere Voraussetzungen fir die Gewahrung
von Befreiungen sind in § 31 Abs. 2 BauGB aufgefihrt.

Nachtragliche zusatzliche Gebaudeaufstockungen in gréRerem Umfang haben in pla-
nungsrechtlich gesicherten Bereichen Auswirkungen auf

- Abstandsflachen,

- Belichtung, Besonnung und Beliftung,

- Freiflachenversorgung, Infrastrukturbedarfe,

- zusatzliche Stellplatzbedarfe und

- zusatzlichen Ziel- und Quellverkehr

und bedurfen daher einer sorgfaltigen Prifung der genannten Aspekte bei der Erteilung
einer Befreiung.

Das Referat fur Stadtplanung und Bauordnung — Lokalbaukommission macht von dieser
einfachen und effektiven Moglichkeit der Befreiung auf Antrag der Bauherrinnen und
Bauherren Gebrauch und hat so in vielen Fallen Nachverdichtung méglich gemacht.
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Hierbei wurden die 6ffentlichen Interessen und die Interessen der Nachbarn in jedem
Einzelfall sorgfaltig gepruft und abgewogen. Allerdings kam es zuletzt in Einzelféallen zu
Kritik.

Soweit bei der planungsrechtlichen Beurteilung von Vorhaben § 34 BauGB Anwendung
findet, er6ffnet Abs. 3a die Mdglichkeit, im Einzelfall vom Erfordernis des Einfligens in die
Eigenart der ndheren Umgebung (auch in der zuldssigen Héhenentwicklung)
abzuweichen, wenn die Abweichung u. a. der Erweiterung, Anderung oder Erneuerung
einer zulassigerweise errichteten, Wohnzwecken dienlichen baulichen Anlage dient, dies
stadtebaulich vertretbar ist und auch unter Wirdigung der nachbarlichen Interessen mit
den offentlichen Belangen vereinbar ist. Somit besteht auch in diesem gesetzlichen Rah-
men in konkreten Einzelfallen die Handhabe, zuséatzlichen Wohnraum durch Aufstockun-
gen — sei es in Blockrandbereichen oder in der Nahe von U-Bahn- oder S-Bahnstationen
— zu ermoglichen. In diesen Fallen bedirfen die Vorhaben allerdings eines
entsprechenden Bauantrages der Grundeigentiimerinnen bzw. -eigentimer.

Zur Frage des Stellplatznachweises wird auf die Stellplatzsatzung der Landeshauptstadt
Minchen vom 19.12.2007 verwiesen. Die darin getroffenen Regelungen erméglichen zu-
sammen mit Art. 47 Abs. 1 Satz 3 der Bayerischen Bauordnung (BayBO) ein flexibles Vor-
gehen. Fir den geférderten Mietwohnungsbau und auch bei sonstigen Wohnbauvorhaben
mit einem tragféahigen Mobilitatskonzept gelten zudem weiter reduzierte Stellplatz-
schlissel (siehe hierzu Beschluss des Ausschusses fir Stadtplanung und Bauordnung
vom 29.06.2016 ,Stellplatzschlussel im Wohnungsbau® - Sitzungsvorlagen Nr. 08-14 / V
13593). Ferner wurde in diesem Beschluss festgelegt, dass im Falle der Unmdglichkeit
des Stellplatznachweises bei zusatzlicher Wohnraumschaffung auch durch Aufstockungen
der ermaligte Abldsebetrag Anwendung findet.

Bei Befreiungen grof3eren Umfanges miussen im Rahmen des
Baugenehmigungsverfahrens auch die zusatzlich entstehenden sozialen
Infrastrukturbedarfe geprift und berticksichtigt werden. Teilweise sind Befreiungen nur
moglich, wenn die Antragstellerin / der Antragsteller fir absehbare Bedarfe selbst
Lésungen anbietet. Umfangreiche Befreiungen sind zudem stadtebaulich nur vertretbar,
wenn entsprechend der einschlagigen Stadtratsbeschliisse 40 % der zusatzlichen
Wohnungen im geférderten Wohnungsbau errichtet werden.

Bei stadtebaulichen Planungen finden die Verfahrensgrundsatze zur Sozialgerechten
Bodennutzung — SoBoN Anwendung.

Erganzend ist anzumerken, dass Gebaudeaufstockungen haufig mit einem erheblichen
technischen Aufwand im bestehenden Gebaude verbunden sind (Statik, Neuausrichtung
und Ertiichtigung der Gebaudeinstallationen/Versorgungseinrichtungen,
Aufzugsnachristung etc.). Dies wird in der Regel mit einer umfassenden Instandsetzung
und Sanierung des Gebaudes verbunden sein.

Im Falle der Nachverdichtung ,Furstenried West* (Appenzeller Strafl3e) wurde flr mdgliche
Gebaudeaufstockungen eine Machbarkeitsuntersuchung Tragwerksplanung durchgefihrt.
Diese kam zu dem Ergebnis, dass hier Gebaudeaufstockungen je nach Bauausfihrung in
unterschiedlichen Umféangen (entweder zwei ,leichte” Ebenen in z. B. Stahl- oder
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Holzkonstruktion oder eine ,schwere” Ebene in z. B. Beton- bzw. Mauerwerkkonstruktion)
grundsatzlich moglich sind. Gebaudeaufstockungen sind daher zumeist nur nach vorher-
gehender Untersuchung der vorhandenen Bausubstanz und Tragfahigkeit des Gebaudes
mdglich und bedurfen entsprechend sorgfaltiger Vorbereitung und Planung.

3. Antrag Nr. 14-20 / A 01758

Eine umfassende Uberprifung des jeweiligen Umfeldes samtlicher U- und S-Bahnhofe
auf Verdichtungspotenziale durch Aufstockungen hin war und ist in Anbetracht der
enormen Anzahl und des erheblichen Prifungsaufwandes nicht méglich. Innenstadtnahe
U- und S-Bahnhofe befinden sich in der Regel ohnehin schon in baulich stark verdichteten
Bereichen. Das Referat fiir Stadtplanung und Bauordnung wird die Bereiche sorgfaltig
beobachten und in konkreten Einzelfallen entsprechend reagieren und die geforderten
Prifungen vornehmen. Reine Angebotsplanungen ohne konkrete Bauabsichten Dritter
sind nicht zielflhrend im Sinne des Antrages.

Zu den rechtlichen Mdglichkeiten, bei Bedarf auch hier zusatzliches Baurecht zu
generieren, darf auf die vorstehenden Ausfilhrungen unter Ziffer 2 zum Antrag Nr. 14-20 /
A 01757 verwiesen werden.

Erganzend wird darauf hingewiesen, dass bei neuen stadtebaulichen Planungen im Be-
reich von U- und S-Bahnhdfen ohnehin schon der Planungsgrundsatz Anwendung findet,
hier eine verdichtete Bebauung vorzusehen. Dazu darf beispielhaft auf die
Bebauungspléne im Bereich der Achse Hauptbahnhof-Laim-Pasing verwiesen werden.

Als Ergebnis kann festgehalten werden, dass den Antragen Nr. 14-20 / A 01564, 14-20/
A 01757 und 14-20 / A 01758 derzeit schon mit den planungsrechtlichen Festsetzungen
zum Malf der baulichen Nutzung bei der Bauleitplanung bzw. mit der
Genehmigungspraxis im Rahmen des Bauvollzugs hachgekommen wird, sofern rechtlich
dies maoglich ist.

Das Referat fur Stadtplanung und Bauordnung schopft bei neuen Siedlungsgebieten hin-
sichtlich der Festsetzung des MalR3es der baulichen Nutzung die planerischen Méglich-
keiten aus, die mit dem Erfordernis nachhaltiger Planung und den allgemeinen
Anforderungen an gesunde Wohn- und Arbeitsverhaltnisse vereinbar sind und greift damit
in diesem Rahmen alle Méglichkeiten auf, moglichst viel Wohnraum zu generieren.
Ebenso werden in aller Regel Befreiungen von planungsrechtlichen Festsetzungen eines
Bebauungsplanes hinsichtlich der zuléssigen Hohenentwicklung im stadtebaulich
vertretbaren Umfang erteilt. Das Verwaltungshandeln und die Praxis des Referates fir
Stadtplanung und Bauordnung ist — auch mit der Anwendung des § 34 Abs. 3a BauGB —
bereits heute auf die Inhalte der gegenstandlichen Antrage ausgerichtet.

Auch wenn die Stadt die Méglichkeiten fur Gebaudeaufstockungen in gréfierem Umfang
eroffnet, so ist sie doch im Weiteren vom Bauwillen und der Bereitschaft der jeweiligen
Grundeigentiimerinnen bzw. -eigentimer abhangig, dass diese Moglichkeiten auch
umgesetzt werden.

Mitentscheidend fir die Mdglichkeit der Nachverdichtung im Befreiungswege ist zudem
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die breite Akzeptanz dieser Linie in der Bevolkerung.

Den Antragen

- Nr. 14-20/ A 01564 von Herrn StR Alexand Reissl, Frau StRin Heide Rieke, Herrn StR
Christian Miller und der ehem. Stadtratsmitglieder Herrn Christian Amlong und Frau
Beatrix Zurek vom 26.11.2015 und

- Nr. 14-20 / A 01757 von Herrn StR Hans Podiuk, Herrn StR Walter Z6ller, Herrn StR
Michael Kuffer, Herrn StR Johann Stadler, Frau StRin Heike Kainz, Herrn StR Thomas
Schmid und des ehem. Stadtrates Herrn Max StrafRer vom 01.02.2016

ist nach Maf3gabe der vorstehenden Ausflihrungen dem Grunde nach unter

Bericksichtigung der bestehenden rechtlichen Vorgaben und der derzeitigen

Verwaltungspraxis bereits entsprochen.

Dem Antrag

- Nr. 14-20 /A 01758 von Herrn StR Hans Podiuk, Herrn StR Walter Zéller, Herrn StR
Michael Kuffer, Herrn StR Johann Stadler, Frau StRin Heike Kainz, Herrn StR Thomas

Schmid und dem ehem. Stadtrat Herrn Max StralRer vom 01.02.2016

kann nur im Sinne der o. g. Ausfiihrungen entsprochen werden.

Die Stadtkdmmerei, das Referat flr Arbeit und Wirtschaft, das Kreisverwaltungsreferat,
das Kommunalreferat, das Baureferat und die Stadtwerke Miinchen GmbH haben
Abdrucke der Sitzungsvorlage erhalten.

Beteiligung der Bezirksausschiisse

Die Satzung fur die Bezirksausschusse sieht in der vorliegenden Angelegenheit kein
Anhorungsrecht der Bezirksausschiisse vor.
Die Bezirksausschiisse der Stadtbezirke 1 bis 25 haben Abdrucke der Vorlage erhalten.E

Der Korreferentin, Frau Stadtratin Rieke, und der zustandigen Verwaltungsbeiratin, Frau
Stadtratin Messinger, ist ein Abdruck der Sitzungsvorlage zugeleitet worden.


Marianne Sagerer, 27.07.11
Der Passus über die Mitzeichnung der Fremdreferate und der Beteiligung des Bezirksausschusses/
der Bezirksausschüsse kann ggf. bei einer Vorlage zur Behandlung
eines Stadtratsantrages im Rahmen des sog. zweistufigen Verfahrens (AGAM
Ziffer 2.7.6) entfallen, wenn keine Vorwegbindungen getroffen werden.
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Antrag der Referentin

Ich beantrage Folgendes:

1. Das Referat fur Stadtplanung und Bauordnung wird beauftragt, sich im Rahmen
anstehender Bebauungsplanverfahren und bei der Gewéahrung von Befreiungen nach
§ 31 Abs. 2 BauGB bzw. bei der Anwendung des 8§ 34 Abs. 3a BauGB noch intensiver
mit der kunftigen baulichen Dichte zu befassen.
2. Die Antrage
- Nr. 14-20 / A 01564 von Herrn StR Alexander Reissl, Herrn StR Christian Amlong,
Frau StRin Heide Rieke, Herrn StR Christian Miller und Frau StRin Beatrix Zurek
vom 26.11.2015 und
- Nr. 14-20/ A 01757 und Nr. 14-20 / A 01758 von Herrn StR Hans Podiuk, Herrn StR
Walter Zoller, Herrn StR Michael Kuffer, Herrn StR Johann Stadler, Herrn StR Max
Stral3er, Frau StRin Heike Kainz und Herrn StR Thomas Schmid vom 01.02.2016
sind damit geschaftsordnungsgeman behandelt.
3. er Beschluss unterliegt nicht der Beschlussvollzugskontrolle.
Beschluss

nach Antrag

E]

Der Stadtrat der Landeshauptstadt Minchen

Der Vorsitzende Die Referentin

Ober-/Blrgermeister Prof. Dr.(I) Merk

Stadtbauratin


Tina Torres, 11.12.13
Mind. 3 Zeilen zwischen „nach Antrag“ und „Der Stadtrat...“ für Stenogr. Sitzungsdienst.

Marianne Sagerer, 27.07.11
Zwingend Aussage zur Beschlussvollzugskontrolle (vgl. Beschluss der Vollversammlung
vom 06.10.2004 und Schreiben SG3 vom 22.10.2004) aufnehmen.
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IV. Abdruck von I. - lil.
Uber die Verwaltungsabteilung des Direktoriums, Stadtratsprotokolle (SP)
an das Direktorium Dokumentationsstelle
an das Revisionsamt
an die Stadtkammerei
mit der Bitte um Kenntnisnahme.

V. E Referat fiir Stadtplanung und Bauordnung - SG 3
orweiteren Veranlassung.

Zu V..
1. Die Ubereinstimmung vorstehenden Abdrucks mit der beglaubigten Zweitschrift wird
bestéatigt.

2. An die Bezirksausschiisse 1 bis 25
3 E\Eas Referat fiir Arbeit und Wirtstraft
4. mrrdas Kreisverwaltungsreferat

5. An das Kommunalreferat
6
7
8

An das Baureferat
An die Stadtwerke Minchen GmbH

11. An das Referat fiir Stadtplanung und Bauordnung — HA 11l
12. An das Referat fiir Stadtplanung und Bauordnung — HA IV
mit der Bitte um Kenntnisnahme.

13. Mit Vorgang zuriick zum Referat fir Stadtplanung und Bauordnung HA 11/11
zum Vollzug des Beschlusses.

Am
Referat fir Stadtplanung und Bauordnung SG 3


Marianne Sagerer, 27.07.11
Alle HAen erhalten Abdruck. Ggf. zusätzlich speziell 
tangierte Fachbereiche ergänzen, z. B. HA I/40

Marianne Sagerer, 27.07.11
nur fachlich tangierte
Referate/Stellen
sowie alle Referate die Abdruck der beh.
Anträge/Empfehlungen vom Dir. erhalten haben.

Marianne Sagerer, 27.07.11
Die BA´s die laut Vortrag beteiligt wurden erhalten Abdruck

Marianne Sagerer, 27.07.11
Verteiler zu V. bitte nicht trennen (nicht über zwei Seiten)


